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EuropäiSchES SEmEStEr 2022 
Licht und SchattEn 
die Europäische Kommission (EK) hat am 23.5.2022 die Länderberichte und länderspezifischen Emp-
fehlungen (LSE) – die wichtigsten dokumente1 im Kontext des Europäisches Semesters – vorgelegt. 
in Bezug auf Österreich enthalten beide dokumente2 positive aspekte besonders hinsichtlich des 
notwendigen ausbaus der Kinderbetreuung und Verbesserungen im Bildungssystem. dass die EK im 
Bereich der Sozialpolitik kaum handlungsbedarf sieht, trübt allerdings den positiven Eindruck. das 
gilt auch für die ausführungen zum Fiskalföderalismus und zum Steuersystem. dennoch: Sowohl der 
Länderbericht als auch die LSE zeigen, dass die EK in ihren analysen zur wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung in Österreich zunehmend auch auf die argumente der arbeitnehmer:innenseite eingeht.
 

In einem Schreiben an Kommissionspräsi-

dentin Ursula von der Leyen und zuständige 

Kommissare sowie in offiziellen Gesprächen 

mit Vertreter:innen der EK hat die Arbeiter-

kammer in den letzten Monaten beharrlich 

ihre Positionen und Forderungen in die 

Diskussion eingebracht und konkrete Vor-

schläge gemacht. Diese spiegeln sind zum 

Teil in den nun vorgelegten Dokumenten wi-

der und nähren die Hoffnung, dass in der EK 

zumindest in Bezug auf einzelne Politikbe-

reiche ein Umdenkprozess stattfindet. 

rückt die EK endlich vom 
pensionsautomatismus ab?

Insbesondere die Verhinderung einer neu-

erlichen Empfehlung zur Einführung eines 

Pensionsautomatismus stand im ersten 

Halbjahr 2022 im Fokus der interessens-

politischen Arbeit der AK im Rahmen des 

Europäischen Semesters. 2012 wurde Ös-

terreich erstmals von der EK empfohlen, 

das gesetzliche Pensionsantrittsalter im 

Einklang mit der steigenden Lebenserwar-

tung anzuheben (Pensionsautomatismus). 

Diese Empfehlung für eine konkrete pensi-

onspolitische Maßnahme wurde - bis auf die 

Jahre 2017 und 2020 - in ähnlich lautenden 

Formulierungen jährlich erneuert, obwohl 

von den jeweiligen Bundesregierungen be-

harrlich und unmissverständlich dargestellt 

wurde, dass in Hinblick auf die langfristige 

Sicherung des gesetzlichen Pensionssys-

tems die Anhebung des tatsächlichen Pen-

sionsantrittsalters im Fokus steht. Die AK 

hat in zahlreichen Analysen dargelegt, dass 

die finanzielle Nachhaltigkeit des Pensions-

systems nicht gefährdet ist und die Ein-

führung eines Pensionsautomatismus eine 

große soziale Ungerechtigkeit bedeuten 

würde3. Denn zum Anstieg der Lebenser-

wartung ist festzustellen, dass dieser er-

hebliche Unterschiede in Abhängigkeit vom 

sozioökonomischen Status aufweist: Sozial 

besser gestellte Gruppen profitieren we-

sentlich stärker von den Zugewinnen an fer-

nerer Lebenserwartung als sozial schlechter 

gestellte. Eine Anhebung des gesetzlichen 

Pensionsantrittsalters würde daher für oh-

nehin sozial schlechter gestellte Gruppen zu 

deutlich höheren relativen Leistungskürzun-

gen als für besser gestellte führen. Das wi-

derspricht jedem Verständnis von Fairness!

Und tatsächlich: Die EK hat diesmal keine 

Empfehlung zur Koppelung des Pensionsal-

ters an die Lebenserwartung vorgelegt. Die 

beharrlich vorgetragenen Gegenargumente 

dürften einen Nachdenkprozess ausgelöst 

haben. Ob dieser nachhaltig ist, muss sich 

allerdings noch erweisen, denn nach wie 

vor behauptet die Kommission im Länder-
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bericht: „Die Anhebung des gesetzlichen 

Pensionsantrittsalters oder zumindest die 

Schaffung von Anreizen, länger erwerbstä-

tig zu bleiben, könnte die Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen stärken“4. Es wird 

noch viel Überzeugungsarbeit bedürfen, um 

die EK von ihrer Fixierung auf den Pensions-

automatismus endgültig abzubringen, aber 

Optimismus ist angebracht. 

Kinderbetreuung: Kommission auf aK-Linie

Im Länderbericht wird klar darauf hinge-

wiesen, dass das begrenzte Angebot an 

erschwinglicher, qualitativ hochwertiger 

Kinderbetreuung den Eltern, insbesondere 

Müttern, eine aktivere Teilnahme am Ar-

beitsmarkt erschwert. Aufschlussreich ist 

der Satz: “Obwohl im österreichischen Auf-

bauplan rund 28 Mio. EUR für die Ausge-

staltung des  Kinderbetreuungsangebots 

vorgesehen sind, werden die Kosten für 

einen flächendeckenden Ausbau der Kin-

derbetreuung einer aktuellen Studie zufolge 

auf 1,6 Mrd. EUR beziffert“5. Damit teilt die 

EK indirekt die AK-Kritik, dass Österreich 

aus dem EU-Wiederaufbaufonds zu wenig 

Mittel für den Ausbau der Elementarpäda-

gogik lukriert hat und unterstützt gleichzei-

tig die AK-Forderung nach einer deutlichen 

Anhebung der öffentlichen Investitionen 

in diesem Bereich. Leider verabsäumt die 

Kommission darauf hinzuweisen, dass die 

durch den Ausbau einer flächendeckenden 

und qualitativ hochwertigen Kinderbetreu-

ung entstehenden Kosten schon kurzfristig 

zu 2/3 durch zusätzliche Einnahmen aus öf-

fentlichen Abgaben gedeckt würden (durch 

erhöhte Erwerbsbeteiligung und Anstieg 

des Privatkonsums)6. Die Aussagen im Län-

derbericht sind jedenfalls aus AK-Sicht eine 

Steilvorlage für die Bundesregierung, end-

lich das gemeinsame Forderungspapier7 der 

Sozialpartner und Industriellenvereinigung 

zur besseren Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf, das u.a. einen Rechtsanspruch auf 

Kinderbetreuung ab dem ersten Lebensjahr 

vorsieht, rasch umzusetzen. Die aktuelle 

15a-Vereinbarung zur Elementarpädago-

gik zeigt erneut, dass nur zaghaft investiert 

und kaum reformiert wird und die Bundes-

regierung weiterhin keine politische Verant-

wortung für die erste Bildungseinrichtung 

übernimmt8. Dass ein flächendeckender 

Ausbau der Kinderbetreuung gleichzeitig 

auch ein wesentlicher Beitrag zum Abbau 

des hohen „gender pay gap“ und des relativ 

hohen „gender pension gap“ wäre, wird im 

Länderbericht ebenfalls hervorgehoben. Die 

konkrete Empfehlung der EK, die Erwerbs-

beteiligung von Frauen zu fördern, indem 

Österreich u.a. bei hochwertiger Kinderbe-

treuung nachbessert, wird von der AK je-

denfalls ausdrücklich begrüßt. 

Bildungssystem: positive, aber noch 
ausbaufähige analyse der Kommission 

Österreichs Schulsystem ist sehr unge-

recht: Geld, Bildung und Herkunft der Eltern 

entscheiden über den Schulerfolg der Kin-

der. Was es in Österreich daher dringend 

braucht, ist der weitere Ausbau der Ganz-

tagsschulen und mehr Geld für Schulen mit 

besonderem Förderbedarf. Dadurch würden 

Schulen mit größeren Herausforderungen 

bei der Förderung der Kinder mehr Mittel 

erhalten. Das aktuelle Regierungsprogramm 

sieht ein Pilotprogramm für 100 Schulen mit 

besonderen Herausforderungen vor. Dies 

kann lediglich ein erster Schritt sein, denn 

nur eine flächendeckende Anwendung des 

AK-Chancenindex9, der für Schulen mit gro-

ßen Herausforderungen zusätzliche finanzi-

elle Mittel vorsieht, stellt die Unterstützung 

aller betroffenen Schulstandorte sicher. 

Positiv ist, dass die Kommission in ihrer 

Analyse die sich im österreichischen Bil-

dungssystem manifestierende Ungerechtig-
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keit deutlich anspricht und eine bessere Ver-

fügbarkeit frühkindlicher Betreuung und von 

Ganztagsschulen, eine verbesserte Ausbil-

dung von Lehrkräften und eine Aufstockung 

der Mittel befürwortet. Auch der Grundge-

danke des AK-Chancenindex spiegelt sich 

ansatzweise in den Ausführungen wider. Es 

wäre allerdings wichtig, wenn die EK zu-

künftig diese zentrale AK-Forderung deut-

lich in den Fokus ihrer bildungspolitischen 

Analyse und Empfehlung rücken würde. 

Steuersystem: Eindeutig mehr 
Schatten als Licht

Österreich gehört zu den EU-Ländern mit 

der größten Vermögensungleichheit und 

der größten Schieflage im Steuermix (hohe 

Belastung von Arbeitseinkommen, niedrige 

Belastung von Vermögen). Insofern war die 

Erwartung, dass diese Problematik im Län-

derbericht und bei den länderspezifischen 

Empfehlungen klar angesprochen wird. Ös-

terreich braucht dringend eine Steuerstruk-

turreform mit einer Entlastung des Faktors 

Arbeit und einer stärkeren Nutzung vermö-

gensbezogener Steuern, zumal auch in der 

letzten Steuerreform diesbezüglich keine 

Fortschritte erzielt werden konnten. 

Ein Satz im Länderbericht hat diesbezüg-

lich in Verbindung mit der Empfehlung, 

den Steuermix zugunsten eines inklusiven 

und nachhaltigen Wachstums zu verbes-

sern, Erwartungen geweckt: „Eine weitere 

Verringerung der Steuer- und Abgaben-

belastung des Faktors Arbeit, insbeson-

dere für Geringverdiener, und ein stärkerer 

Einsatz wachstumsfreundlicher Steuern  

(z. B. periodische Immobiliensteuern oder 

Erbschafts- und Schenkungssteuern) kön-

nen jedoch das Wirtschaftswachstum 

ankurbeln und für mehr Fairness im Steu-

ersystem sorgen“10. Allerdings wird im Er-

wägungsgrund 23 der Empfehlung ein deut-

licher Fokus auf eine Senkung der Lohnne-

benkosten gelegt, um den Faktor Arbeit zu 

entlasten. Die AK sieht keinen Spielraum für 

eine weitere Senkung der Lohnnebenkosten, 

da diese als Sozialstaatsbeiträge das soziale 

Netz finanzieren. Das gilt auch in Bezug auf 

Geringerverdiener:innen, wenn damit eine 

Senkung von Sozialversicherungsbeiträgen 

ins Auge gefasst werden soll. Eine solche 

bringt die Gefahr von Leistungskürzungen 

mit sich, da sie zulasten des Budgets der 

Sozialversicherung geht. Bei einem Ersatz 

des Einnahmenausfalls aus dem Steuer-

budget wird die Selbstverwaltung der Ver-

sicherten beschnitten und die Finanzierung 

der Versicherungsleistungen vom Willen des 

Finanzministeriums abhängig. Eine Entlas-

tung von Geringverdiener:innen kann statt-

dessen besser durch die Rückerstattung 

von Sozialversicherungsbeiträgen im Rah-

men der Einkommenssteuer (Negativsteuer) 

erreicht werden. Hier wird es jedenfalls noch 

viel „Überzeugungsarbeit“ bedürfen, damit 

die Kommission ihre steuerpolitischen Ana-

lysen und Empfehlungen mit der realen Situ-

ation und den zentralen Herausforderungen 

in Österreich in Einklang bringt.  

Fiskalföderalismus: alle Jahre 
wieder mit einem falschen Fokus

Erneut wird Österreich empfohlen, die Fi-

nanzbeziehungen und Zuständigkeiten der 

verschiedenen staatlichen Ebenen zu ver-

einfachen und zu rationalisieren und die 

Finanzierungs- und Ausgabenverantwort-

lichkeiten anzugleichen. Die seitens der 

Kommission eingeforderte Transparenz und 

Vereinfachung der innerstaatlichen Trans-

ferströme sowie die Kompetenzbereinigung 

ist aus AK-Sicht ein wichtiges Anliegen. An-

gesichts der auch auf europäischer Ebene 

ersichtlichen negativen Auswirkungen auf 

die öffentlichen Einnahmen durch Steuer-

wettbewerb sowie Steuerhinterziehung und 
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-vermeidung ist allerdings die Empfehlung ei-

ner stärkeren Abgabenautonomie für Länder 

und Gemeinden (die hinter der Angleichung 

der Verantwortlichkeiten steckt) unverständ-

lich. Ein Mehr an Abgabenautonomie birgt 

abseits von Steuern auf unbewegliches Ei-

gentum (wie etwa die Grundsteuer) die Ge-

fahr eines innerösterreichischen Steuerwett-

bewerbs. Stattdessen sollte die 2018 aus 

dem Finanzausgleichsgesetz gestrichene 

Aufgabenorientierung11, bei der die Trans-

ferzahlungen an die Qualität öffentlicher 

Leistungserbringung gebunden sind, wieder 

aufgenommen werden. Zum Beispiel: Wenn 

eine Gemeinde einen Kindergarten mit ho-

hen Qualitätsstandards betreibt, soll diese 

auch entsprechende Finanzmittel erhalten. 

So kann der Sozialstaat bundesweit verbes-

sert und die Mittelzuteilung klarer werden, 

ohne am Grundprinzip des Staatswesens in 

Österreich zu rütteln. 

Sozialpolitik: Eine große Leerstelle 
in der analyse der Kommission 

Dass die Kommission im Bereich der Ar-

mutsbekämpfung kaum Handlungsbedarf 

sieht, trübt am stärksten die an sich posi-

tive Grundeinschätzung der vorgelegten 

Kommissionsdokumente. Im Länderbericht 

wird hingewiesen, dass „das starke Sozial-

schutzsystem und umfangreiche politische 

Maßnahmen die sozialen Auswirkungen der 

COVID-Pandemie abgefedert (haben)“12. 

Das stimmt nur zum Teil. Ein detaillierter 

Blick zeigt, dass sich die Lage bei man-

chen Bevölkerungsgruppen dramatisch 

verschlechtert hat13. Das betrifft vor allem 

Alleinerzieher:innen, Arbeitslose und Kin-

der. Die aktuellen Teuerungen bei Wohnen, 

Energie und Lebensmitteln verschärfen die 

materielle Situation für viele Menschen zu-

sätzlich. 
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Gloria GRUBER | Juli 2021 
ZEIT FÜR EIN SOZIALES EUROPA 
Ein gemeinsames europäisches Vorgehen ist angesichts der vielen sozialen Herausforderungen – wie Arbeitslosig-
keit, Armut und soziale Ausgrenzung – wichtiger denn je. Der Aktionsplan zur Europäischen Säule sozialer Rechte 
und der Sozialgipfel in Porto sind eine Chance für eine Trendumkehr hin zu einer solidarischen sozialen Union.

Sozialstaat als Visitenkarte der Gesellschaft

In einigen EU-Ländern kam es in den letzten Jahrzehnten zu einem Rückbau 

sozialstaatlicher Leistungen ä – nicht zuletzt aufgrund von zweifelhaften und 

folgenschweren Empfehlungen der EU-Kommission ä an die Mitgliedstaaten. 

Die COVID-19-Pandemie hat allerdings gezeigt, dass besonders Länder mit 

qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten ä, mit einer starken sozialstaat-

lichen Absicherung und mit einer funktionierenden Sozialpartnerschaft Krisen 

deutlich besser bewältigen als andere. Aktuelle Forschungsergebnisse  ä 

bestätigen zudem, dass Länder mit verlässlichen und vorausschauenden 

Sozialsicherungssystemen eine höhere Widerstands- und auch Erholungsfä-

higkeit haben. Auf dieser Erfahrung müssen wir aufbauen und endlich ein 
starkes soziales Europa für alle schaffen! 

Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte: 
Wichtige Vorhaben, vieles jedoch unverbindlich 

Im März 2021 präsentierte die EU-Kommission den lang erwarteten  

Aktionsplan zur Umsetzung der Säule sozialer Rechte ä, der die 20 Grund-

sätze in konkrete Maßnahmen umwandeln soll. Zudem nennt der Plan drei 

Kernziele, welche die EU bis 2030 erreichen soll. Diese stehen im Einklang 

mit den Zielen für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen ä (SDG – 

Sustainable Development Goals):

 n Mindestens 78 % der 20- bis 64-Jährigen sollen  

einer Beschäftigung nachgehen

 n Mindestens 60 % aller Erwachsenen sollen jedes  

Jahr an Fortbildungen teilnehmen

 n Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten  

Menschen soll um mindestens 15 Millionen verringert werden

Die drei Kernziele sind aus Sicht der AK gut und wichtig, aber leider nicht 

sonderlich ambitioniert. Sie bleiben außerdem hinter den UN-Nachhaltigkeits-

zielen zurück: Für den Bereich Beschäftigung sehen die Vereinten Nationen 

für 2030 produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle 
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Eine aktuelle  
Eurobarometer-Umfrage  
zeigt: Für 88 Prozent der  
Befragten ist ein soziales  

Europa persönlich sehr wichtig!

Die Europäische Säule  
sozialer Rechte

Um die soziale Dimension in der EU 
zu stärken, haben die Regierungs-
spitzen der EU-Mitgliedstaaten am 
Sozialgipfel 2017 die Europäische 
Säule sozialer Rechte proklamiert. 
Die Säule umfasst 20 wichtige Grund-
sätze aus den Bereichen „Chancen-
gleichheit und gleichberechtigter 
Zugang zum Arbeitsmarkt“, „Faire 
Arbeitsbedingungen“ sowie „Sozial-
schutz und Inklusion“. Wenngleich 
die Säule rechtlich unverbindlich ist, 
hat sie als zentraler Bezugsrahmen 
innerhalb der EU-Agenda das Po-
tenzial, weitreichende und konkrete 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Menschen in Europa anzustoßen. 
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Diese Herausforderung muss dringend an-

gegangen werden. Die zuletzt erfolgten ein-

zelnen Verbesserungen in der Sozialhilfe 

sind jedenfalls nur ein erster Schritt. Zwar 

stellt auch die Kommission bei ihrer Bewer-

tung der Fortschritte Österreichs bei den 

UN-Zielen für nachhaltige Entwicklung fest, 

dass Österreich bei der sozialen Inklusion 

(SDG 10) Verbesserungsbedarf hat, aber 

eine Empfehlung für entsprechende Maß-

nahmen findet sich nicht14. Dabei ist aus 

Sicht der AK völlig klar: Es müssen rasch 

Schritte eingeleitet werden, um das öster-

reichische Sozialsystem armutsfest zu ma-

chen. Vorrangig geht es dabei um Verbes-

serungen bei den Sozialleistungen. Dazu 

zählen u.a. eine Erhöhung der Nettoersatz-

rate beim Arbeitslosengeld auf 70% sowie 

eine Erhöhung der armutsrelevanten Sozi-

alleistungen wie Sozialhilfe, Notstandshilfe 

und Ausgleichszulagenrichtsatz. Eine aktu-

elle Studie des Europäischen Zentrums für 

Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung im 

Auftrag der Arbeiterkammer Oberösterreich 

zeigt, dass eine Erhöhung des Arbeitslosen-

geldes auf mindestens 70 Prozent Nettoer-

satzrate Ungleichheit und Armut verringert, 

Familieneinkommen erhöht, den Konsum 

belebt und somit zu mehr Jobs führt15. Ein 

besonderer Schwerpunkt muss aus Sicht 

der AK auch auf die Bekämpfung der stei-

genden Kinderarmut16 gelegt werden. Wich-

tig sind auch Maßnahmen zur Bekämpfung 

von Energiearmut und ein starker Fokus auf 

leistbares Wohnen. 

die Kommission ist lernbereit, aber 
es bleibt noch einiges zu tun!

Trotz der dargelegten Kritikpunkte lässt 

sich die Schlussfolgerung ziehen, dass die 

Europäische Kommission in einigen Politik-

bereichen AK-Forderungen unterstützt bzw. 

sich ihnen annähert. Was darauf zurückzu-

führen sein könnte, dass die Kommission 

die von AK-Expert:innen erarbeiteten und 

ihr zugegangenen Stellungnahmen durch-

aus zur Kenntnis nimmt. Allerdings zeigen 

sich in verschiedenen Bereichen nach wie 

vor analytische Leerstellen bzw. werden aus 

unserer Sicht falsche Maßnahmen zur Be-

wältigung struktureller Herausforderungen 

vorgeschlagen. Hier wird noch viel „Auf-

klärungsarbeit“ von Seiten der Arbeitneh-

mer:innenorganisationen notwendig sein. 

Norbert Templ, AK Wien
norbert.templ@akwien.at 
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abgefedert, 
aber er muss 
aus Sicht der 
AK dringend 

armutsfest ge­
macht werden. 
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Editorial 

Die Debatte über die Zukunft der EU hat 2017 mit dem von der EU-Kom-

mission vorgelegten Weißbuch zur Zukunft Europas wieder an Dynamik ge-

wonnen. Gleich drei Beiträge unserer aktuellen Ausgabe sind der Reform-

debatte gewidmet: Nikolai Soukup analysiert die Initiativen der Kommission 

zur Stärkung der sozialen Dimension der EU, Eva Dessewffy wirft einen kri-

tischen Blick auf das Reflexionspapier zur Globalisierung, Susanne Wixforth 

plädiert in ihrer Analyse des Weißbuchs der Kommission zur Zukunft Euro-

pas für einen gemeinsamen Weg mit verschiedenen Geschwindigkeiten. Ein 

weiterer Schwerpunkt ist Frankreich: Wolf Jäcklein analysiert die auch für 

die EU-Reformdebatte entscheidenden Präsidentschaftswahlen, Elisabeth 

Beer berichtet über eine wichtige französische Initiative im Zusammenhang 

mit global agierenden Unternehmen. Dass die EU-Kommission lernfähig ist, 

beleuchtet Norbert Templ am Beispiel des Länderberichts und der länder-

spezifischen Empfehlungen 2017. Emil Grula wirft einen informativen Blick 

auf die politische und sozio-ökonomische Entwicklung unseres Nach-
barlandes Slowakei. Welche Folgen die den EU-Krisenländern auferlegte 

Politik der internen Abwertung für die Arbeitsmärkte hatte, ist Thema eines 

lesenswerten Sammelbandes (Michael Mesch). 

Mit der etwas umfangreichen und erstmals in einem neuen Layout erschei-

nenden Ausgabe übermitteln wir gleichzeitig die besten Wünsche für einen 

schönen Sommer!
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